
Richtern geihörte es, im konkreten Fall den humanisti­
schen Charakter der sozialistischen Strafpolitik, ihre 
Parteilichkeit darzulegen und den rechtspolitischen Sinn 
des § 9 SIEG zu erläutern, der jedem Dogmatismus den 
Kampf ansagt und hohe Anforderungen an das poli­
tische Verantwortungsbewußtsein der Richter stellt.

Besonders stark macht sich das Fehlen einer aus­
reichenden Erläuterung des rechtspolitischen Sinnes 
von Rechtsnormen bei Verurteilungen wegen Staats­
verleumdung bemerkbar.

Antidemokratische Äußerungen sind stets, auch wenn 
sie nicht bestraft werden müssen, moralisch-politisch 
verwerflich und damit Ausdruck rückständigen Be­
wußtseins. Die Entscheidungen sollen zur Überwindung 
des Widerspruchs zwischen dem Bewußtsein des Täters 
und den auch sein Leben bestimmenden, ihn umgeben­
den gesellschaftlichen Verhältnissen beitragen. Die 
häufig übermäßige Auseinandersetzung mit dem Tat­
bestandsmerkmal der Öffentlichkeit gern. § 20 StEG 
orientiert aber nicht auf das Wesentliche — die ideo­
logische Auseinandersetzung —, sondern auf formale 
Auslegungsfragen. So kam der Senat in der Strafsache 
I BSB 53/58 zutreffend zum Freispruch, da die Äuße­
rung des Angeklagten zwar unsachlich war, aber in­
haltlich nicht den Tatbestand der Staatsverleumdung 
erfüllte. Diese für die Unterscheidung zwischen Ver­
brechen und nicht strafbaren Handlungen wichtigen 
Feststellungen stellte der Senat aber an den Schluß 
umfangreicher Ausführungen über die „Öffentlichkeit“ 
und wertete sie noch durch die Überleitung „. . . im 
übrigen ist . . .“ weiter ab.

Ähnlich verfuhr das Bezirksgericht in der Strafsache 
gegen B. Das Urteil des Kreisgerichts wurde unter Auf­
rechterhaltung der Tatsachenfeststellungen aufgehoben 
und zur erneuten Entscheidung an die Strafkammer 
zurückverwiesen. Hier ging es um folgenden Fall:

Die Angeklagte hat in einer Wohnungsangelegenheit 
in ihren Privaträumen gegenüber dem Leiter der Ab­
teilung Wohnungswesen im Beisein ihrer Tochter den 
Bürgermeister der Korruption bezichtigt. Das Kreis­
gericht verurteilte sie deshalb wegen Staatsverleum­
dung. Mit der Berufung wurde ungenügende Sachauf­
klärung, fälschliche Anwendung des § 20 Abs. 2 StEG, 
Verletzung von Verfahrensvorschriften und unrichtige 
Strafzumessung gerügt. Im wesentlichen wurde vor­
getragen, daß die Angeklagte mit ihren Äußerungen 
nicht den Bürgermeister habe treffen wollen und daß 
das Tatbestandsmerkmal der Öffentlichkeit nicht erfüllt 
sei.

Während der Senat sich mit dem Ort und den Um­
ständen der Handlung verhältnismäßig eingehend 
befaßt, wird über die auf der subjektiven Seite er­
forderliche Absicht der Angeklagten lediglich gesagt, sie 
habe nicht Vorgelegen.

Das Oberste Gericht hat zum Merkmal der Öffent­
lichkeit in seinem Urteil vom 18. Oktober 1957 (NJ 
1958 S. 68) ausgeführt, daß die Voraussetzung der 
Öffentlichkeit auch dann gegeben sei, wenn an einem 
an sich nichtöffentlichen Ort (Privaträume und dgl.) die 
persönliche Atmosphäre durch die besondere Art der 
Äußerung und der völlig unpersönlichen Beziehungen, 
in denen der Kundgebende und der Empfänger der 
Mitteilung gegenüberstehen, beseitigt ist. Es wies 
darauf hin, daß insbesondere am solche Personen zu 
denken ist, die in Ausübung staatlicher oder gesell­
schaftlicher Tätigkeit in den privaten Räumen des 
Täters weilen und von diesem genötigt werden, sich 
staatsverleumderische Erklärungen anzuhören.

Nach dieser Bestimmung des Begriffs der Öffentlich­
keit konnte der Senat die Nichtöffentlichkeit der Äuße­
rung nur aus dem Fehlen der für notwendig gehaltenen 
Absicht folgern. Da das zweitinstanzliche Urteil diese 
Frage völlig offen ließ, kann es keine Anleitung geben, 
geschweige denn überzeugen.

Es ist bekannt, daß das Rechtsmittelgericht die Ein­
haltung der sozialistischen Gesetzlichkeit in Strafver­
fahren allseitig zu überprüfen hat. Dazu gehört die 
Pflicht, auch dort Kritik zu üben, wo die zu treffenden 
Feststellungen wegen des beschränkten Umfangs des 
Rechtsmittels auf die Entscheidung ohne Einfluß 
bleiben müssen. Besonders wenn das erstinstanzliche 
Urteil im wesentlichen aufrechterhalten blieb, glaubt 
her Senat, dessen nicht zu bedürfen. Gänzlich falsch ist

es anzunehmen, daß sich die Aufrechterhaltung der 
Entscheidung des Kreisgerichts nicht mit der Kritik am 
Urteil vertrage. Die tatsächlich vorhandenen Mängel 
sind durch Schweigen nicht aus der Welt zu schaffen. 
Das Rechtsmittelgericht muß in jeder Entscheidung, 
auch wenn sie die Zurückweisung des Rechtsmittels 
ausspricht, die kritikbedürftigen Feststellungen und 
Unterlassungen der ersten Instanz, die von Einfluß auf 
die Entscheidung sein können, behandeln. Gegebenen­
falls wird das Bezirksgericht auch von sich aus zur 
Anregung der Kassation kommen müssen. Das Rechts­
mittelgericht soll auch nie die Klärung sich aufdrän­
gender Fragen umgehen, sondern muß- die sich im 
Prüfungsverfahren für eine Anleitung des Erstgerichts 
bietenden Möglichkeiten schon wegen seines Auftrags, 
zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
nach Kräften beizutragen, nutzen. Es ist natürlich nicht 
zu verkennen, daß der Strafsenat, wenn allein Berufung 
eingelegt wurde, nur beschränkte Möglichkeiten hat, 
die Strafhöhe zu beeinflussen. Das darf den Strafsenat, 
gerade weil er die erste Instanz anleiten soll, nicht 
davon abhalten, die Gedanken niederzulegen, die die 
erste Instanz an sich zu beachten gehabt hätte. Dazu 
gehört aber auch, daß z.B. bei schweren Diebstählen 
gern. § 243 StGB darauf eingegangen wird, daß die 
Begehungsart dieser Verbrechen nicht die Bedeutung 
hat, die ihr der bürgerliche Gesetzgeber beimaß. Die 
§§ 28 ff. StEG haben diese Überschätzung der Bedeu­
tung der Begehungsart für die Strafzumessung beseitigt. 
Die zweite Instanz muß deshalb auch auf die erste 
Instanz in der Weise einwirken, daß die bisherige for­
male Anwendung des § 243 StGB überwunden wird, 
damit zwischen dem Schutz des persönlichen Eigentums 
und des gesellschaftlichen Eigentums Differenzen zu­
ungunsten des gesellschaftlichen Eigentums vermieden 
werden.

Auch die zweite Instanz muß beachten, daß das Urteil 
die Widerspiegelung der rekonstruierten Tat im Kopf 
des Richters darstellt. Diese Widerspiegelung aber 
erfolgt nicht unbeeinflußt vom Bewußtsein, sondern 
im Gegenteil in unmittelbarer Abhängigkeit von ihm. 
Das Bewußtsein lenkt bereits die Empfindungen und 
die Wahrnehmungen, weil sich in ihm unmittelbar und 
mittelbar erlangtes Wissen zu Erfahrungen niederge­
schlagen hat, die im Erkenntnisprozeß wirken. Da 
folglich eine fehlerhafte Rechtsprechung ihre Ursachen 
in ideologischen Mängeln hat, muß das Rechtsmittel­
gericht die Richter der ersten Instanz bewußt erziehen, 
indem es deren Bewußtseinsmängel aufdeckt und am 
Beispiel die richtige Anschauung darlegt. Solche Be­
wußtseinsmängel sind auch die Ursache, wenn für den 
Sachverhalt wesentliche Momente nicht beachtet wer­
den. In dem bereits geschilderten Verfahren gegen C., 
der seinen Arbeitskollegen wegen eines geringfügigen 
Streits verprügelte, war von beiden Instanzen nicht 
gewürdigt worden, daß der junge Geschädigte gegen den 
älteren Angeklagten beleidigend geworden war. Daß 
dieser Umstand nicht für wesentlich gehalten wurde, ist 
zweifellos bewußtseinsmäßig begründet. Jede Ausein­
andersetzung mit dem Urteil der ersten Instanz ist also 
eine ideologische Auseinandersetzung mit den An­
schauungen der Richter, die dieses Urteil verfaßt haben.

Die §§ 293 Abs. 4, 223 StPO fordern, daß auch das 
zweitinstanzliche Urteil in zusammenhängender Dar­
stellung alle wesentlichen Momente für die Begrün­
dung der Höhe der ausgesprochenen Strafe behandeln 
muß. Daher kann es nie richtig sein, wenn der Senat 
sich der ausführlichen Würdigung der Gesellschafts­
gefährlichkeit des verbrecherischen Handelns enthält. 
Es ist bekannt, daß die Herausarbeitung der spezifi­
schen Gesellschaftsgefährlichkeit konkreter Gesetzes­
verletzungen erhebliche Schwierigkeiten bereitet. 
Gerade deshalb muß das Rechtsmittelgericht besonderen 
Wert auf eine vorbildliche Rechtsprechung legen, die 
beispielhaft in der Würdigung der spezifischen Gesell­
schaftsgefährlichkeit ist.

Das Kernstück des Prüfungsverfahrens ist, festzu­
stellen, ob alle wesentlichen Umstände — z.B. die 
Handlung, die Person des Täters einschließlich ihres in 
ihrem gesamten Verhalten objektivierten Bewußtseins, 
die Motive, die Tatfoestandsmäßigkeit, die Gesellschafts­
gefährlichkeit — erforscht und ob die Beweise einzeln 
sowie in ihrer Gesamtheit richtig, vollständig und

261


